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Text 

Zusammensetzung und Bestellung der Kommissionen 

§ 351. (1) Die Meisterprüfungsstelle hat zur Abnahme der im § 350 Abs. 1 genannten Prüfungen die 
erforderliche Anzahl von Kommissionen zu bilden. Die Kommission für die Abnahme der 
Meisterprüfung (Modul 1 bis 3) und der Befähigungsprüfung für ein sonstiges reglementiertes Gewerbe 
hat aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern zu bestehen. 

(2) Der Kommission hat höchstens ein weiterer Beisitzer anzugehören, wenn die Mitwirkung eines 
weiteren Beisitzers im Hinblick auf die zu prüfenden Sachgebiete in der Meisterprüfung für das 
Handwerk oder in der Prüfungsordnung für das sonstige reglementierte Gewerbe angeordnet wird. Soweit 
dies in der jeweiligen Prüfungsordnung angeordnet wird, haben der Kommission für das Gewerbe der 
Baumeister sowie für das Gewerbe der Technischen Büros – Ingenieurbüros (Beratende Ingenieure) 
jeweils höchstens zwei weitere Beisitzer anzugehören. 

(3) Die Kommission für die Abnahme der Unternehmerprüfung hat aus dem Vorsitzenden und zwei 
Beisitzern zu bestehen. 

(4) Der Vorsitzende einer Kommission für die Meisterprüfung oder eine sonstige 
Befähigungsprüfung muss ein geeigneter öffentlich Bediensteter des höheren Verwaltungsdienstes sein. 
Die Funktion des Vorsitzenden ist öffentlich in geeigneter Weise auszuschreiben. Das Auswahl- und 
Ausschreibungsverfahren ist vom Leiter der Meisterprüfungsstelle durchzuführen. Der Landeshauptmann 
hat die Vorsitzenden auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Die Beisitzer müssen in der beruflichen 
Praxis stehende Fachleute auf einem der zu prüfenden Fachgebiete sein. Der Vorsitzende und die 
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Beisitzer bei der Unternehmerprüfung müssen Fachleute sein. Die Beisitzer sind vom Leiter der 
Meisterprüfungsstelle auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. 

(5) Die Beisitzer sind listenmäßig zu reihen. Der Leiter der Meisterprüfungsstelle hat die jeweiligen 
Listen zu führen und bei der Beschickung der Prüfungskommissionen in der Reihenfolge der Listen 
vorzugehen. 

(6) Von der Bildung einer Kommission kann abgesehen werden, wenn in einem Bundesland keine 
hinreichende Zahl von Prüfungswerbern im betreffenden Gewerbe zu erwarten ist oder wenn die für die 
Prüfung benötigten Einrichtungen und Geräte nicht zur Verfügung stehen. 

(7) Sollte für den konkreten Prüfungstermin keine ausreichende Anzahl von fachlich geeigenten 
Beamten des höheren Verwaltungsdienstes zur Verfügung stehen, so hat der Leiter der 
Meisterprüfungsstelle einen anderen geeigneten Vorsitzenden heranzuziehen. 

(8) Vom Amt eines Mitgliedes der Prüfungskommission sind ausgeschlossen 

 1. der Lehrberechtigte (die Lehrberechtigten) sowie die Arbeitgeber des Prüflings während der 
letzten drei Jahre, 

 2. Personen, die mit dem Prüfling in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder mit ihm in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert sind, 

 3. der Ehegatte oder eingetragene Partner des Prüflings, 

 4. die Wahl- und Pflegeeltern und der gesetzliche Vertreter des Prüflings und 

 5. Personen, deren volle Unbefangenheit gegenüber dem Prüfling aus anderen Gründen in Zweifel 
zu ziehen ist. 

(9) Über den Ausschluss des Vorsitzenden und der übrigen Mitglieder der Prüfungskommission 
entscheidet der Leiter der Meisterprüfungsstelle. Der Vorsitzende hat die Prüfer vor Beginn der Prüfung 
über allfällige Ausschließungsgründe zu befragen; doch soll schon bei der Zusammensetzung der 
Prüfungskommission und bei der Anberaumung des Prüfungstermins auf allfällige Ausschließungsgründe 
nach Möglichkeit Bedacht genommen werden. 

(10) Alle Prüfer haben dem Leiter der Meisterprüfungsstelle die gewissenhafte und unparteiische 
Ausübung ihres Amtes schriftlich oder mündlich zu versprechen. Wenn dieses Versprechen bereits 
einmal abgelegt wurde, genügt es, wenn an dieses Versprechen bloß erinnert wird. 

(11) Der Landeshauptmann kann zur Überwachung des ordnungsgemäßen Vorganges bei der 
Prüfung einen Vertreter zur Prüfung entsenden. 
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